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Durchsetzung der objektiven Entwicklungsgesetze des 
Sozialismus dient.
Mit der zunehmenden Durchsetzung der Entwicklungs­
gesetze des Sozialismus und der vollen Entfaltung der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung sind die Bedingun­
gen herangereift, die Rechtspflege noch stärker als akti­
ves Instrument zur Durchsetzung dieser Gesetzmäßig­
keiten Weiter auszugestalten, sie als Bestandteil der 
staatlichen Leitungstätigkeit weiterzuentwickeln, um 
deren Effektivität zu erhöhen.
Der Erlaß legt fest, daß die Rechtsprechung der einheit­
lichen Leitung durch das Oberste Gericht unterliegt. 
Das Oberste Gericht wird tätig auf der Grundlage der 
Gesetze und Beschlüsse der Volkskammer, der Erlasse 
und Beschlüsse des Staatsrates sowie anderer Rechts­
vorschriften. Es leitet so die Rechtsprechung aller Ge­
richte in der DDR und gewährleistet die einheitliche 
und richtige Gesetzesanwendung durch alle Gerichte. 
Das Oberste Gericht sichert, daß die Rechtsprechung, 
wie es im Erlaßentwurf heißt, „den Erfordernissen der 
objektiven Gesetze des Sozialismus entspricht und der 
Festigung und dem Schutz der sozialistischen Gesell­
schaftsverhältnisse, insbesondere der Entwicklung des 
Staats- und Rechtsbewußtseins der Bürger, dient“. 
Dieser Ausbau des Obersten Gerichts zum Organ, das 
die Einheitlichkeit der Rechtsprechung auf der Grund­
lage der Entwicklungsgesetze der sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung zu gewährleisten hat, hängt auf das 
engste zusammen mit der weiteren Entfaltung des 
sozialistischen Rechts.
In der Rechtspflege wird hier die Erkenntnis durch­
gesetzt, die der Vorsitzende des Staatsrates, Walter 
U l b r i c h t ,  in der Sitzung des Staatsrates vom 
30. Januar 1961 formulierte:

„Die Rechtspflege unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht 
verfolgt keine anderen Ziele und kennt keine an­
deren Gesetzmäßigkeiten als die sozialistische Gesell­
schaftsordnung selbst."

Das Oberste Gericht ist der Volkskammer und zwischen 
ihren Tagungen dem Staatsrat verantwortlich. Diese 
Verbindung des Obersten Gerichts mit den höchsten 
Organen der Leitung der sozialistischen Entwicklung 
garantiert, daß unsere sozialistische Rechtsprechung 
zum festen Bestandteil der gesamtstaatlichen Leitungs­
tätigkeit wird. Indem das Oberste Gericht auf der 
Grundlage der Gesetze und Beschlüsse der Volkskam­
mer und der Erlasse und Beschlüsse des Staatsrates die 
neuen politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen 
Erscheinungen beim umfassenden sozialistischen Auf­
bau analysiert, die neu auftretenden Probleme in der 
Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsbeziehun­
gen erkennt und die Rechtsprechung auf deren Lösung 
orientiert, wird ein höheres Niveau der Rechtsprechung 
erreicht. Sie kann sich jetzt noch besser auf der Grund­
lage der objektiven Gesetzmäßigkeiten der sozialisti­
schen Gesellschaft entwickeln. Damit aber wird zugleich 
ihre gesellschaftliche Wirksamkeit bei der Durchsetzung 
dieser Gesetzmäßigkeiten erhöht.
Die so hergestellte festere Einheit zwischen dem Kampf 
um die Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsord­
nung — so wie sie sich auf der Grundlage der Leitung 
der Volkswirtschaft nach dem Produktionsprinzip voll­
zieht — verbindet die Rechtspflege und damit alle 
Fragen der Gesetzlichkeit und der strikten Einhaltung 
der Normen des gesellschaftlichen Zusammenlebens mit 
den Grundfragen der gesellschaftlichen Entwicklung, 
mit dem Kampf um die Entfaltung der sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnisse, insbesondere die allseitige 
Entwicklung der Produktivkräfte.
Die Diskussion über die Grundsätze des Entwurfes des 
Erlasses half, jetzt besser zu verstehen, daß unter den

herangereiften neuen gesellschaftlichen Entwicklungs­
bedingungen in unserer sozialistischen Rechtspflege so­
wie im Kampf um die strikte Wahrung der Gesetzlich­
keit kein Platz ist für Schematismus und Dogmatismus, 
die durch Blindheit gegenüber den gesellschaftlichen 
Entwicklungsgesetzen gekennzeichnet sind und darum 
nicht an die konkreten Fragen unserer Entwicklung 
heranführen. Jede Isolierung der Rechtsprechung von 
der Entwicklung der Volkswirtschaft, dem Kampf um 
die Durchsetzung ihrer Leitung nach dem Produktions­
prinzip ist ein Hemmnis für die Entwicklung unserer 
Rechtspflege und die strikte Durchsetzung unserer so­
zialistischen Gesetzlichkeit.
Das aber stellt erhöhte Anforderungen an die Tätigkeit 
der Rechtspflegeorgane. Ihre Entscheidungen können 
nur dann richtig und wirkungsvoll sein, wenn sie der 
sozialistischen Gesetzlichkeit entsprechen und eng mit 
den Hauptproblemen unserer gesellschaftlicken Ent­
wicklung verbunden sind.
Die gewachsene Kraft der Gesellschaft selbst, insbeson­
dere ihre politisch-moralische Einheit, versetzt uns in 
die Lage, die Gesetzmäßigkeiten der Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft immer mehr zu dem bestim­
menden Faktor der Rechtspflege zu erheben.
Diese neue Stufe der Entwicklung der staatlichen Lei­
tung der sozialistischen Gesellschaft ist zugleich der 
Ausdruck der Vertiefung und Festigung der politisch- 
moralischen Einheit in unserer Entwicklung, des ge­
wachsenen gesellschaftlichen Bewußtseins, der gesell­
schaftlichen Verantwortlichkeit und Disziplin. Die 
Entfaltung der sozialistischen Gesellschaftsordnung er­
fordert, daß die durch sie freigesetzten gesellschaftlichen 
Kräfte auch in der Rechtspflege breit zur Wirksamkeit 
kommen. Das ist in dem Erlaß in den vielfältigsten 
Formen geschehen. In dieser Richtung wurde die Tätig­
keit der Gerichte weiter ausgebaut wie auch ein ent­
scheidender Schritt durch die Weiterentwicklung der 
gesellschaftlichen Rechtspflege getan.
Geringfügige Straftaten und die gütliche Beilegung 
kleinerer zivilrechtlicher Streitigkeiten können nach 
dem Erlaß den Konfliktkommissionen bzw. den Schieds­
kommissionen übertragen werden.
Dieser Schritt des Aufbaus der gesellschaftlichen 
Rechtspflege zeichnet den Erlaß als ein bedeutsames 
Dokument unserer sozialistischen Entwicklung aus.
Es ist völlig natürlich, daß das Interesse in der breiten 
Volksaussprache sich gerade diesen neuen Formen der 
Teilnahme der Werktätigen an der Rechtspflege beson­
ders zuwandte. Die Stellung und die größeren Auf­
gaben der Konfliktkommissionen, die Bildung von 
Schiedskommissionen und die Einführung des gesell-, 
schaftlichen Anklägers und gesellschaftlichen Vertei­
digers waren vielfach Hauptgegenstand der Diskussion 
und der Vorschläge. Die allseitige Zustimmung gerade 
auch zu diesen Vorschlägen und die große Bereitschaft 
der Werktätigen, an der Erziehung von Rechtsverletzern 
mitzuwirken, trat in der Aussprache mit großer Deut­
lichkeit zutage. Darauf beruhen auch die Bestimmun­
gen des Erlasses, die festlegen, daß die Gerichte von 
einer Freiheitsstrafe absehen können, wenn sozialisti­
sche Kollektive die Bürgschaft für den / “'geklagten 
übernehmen und damit seine Erziehung gewährleistet 
werden kann. Die Erziehung der Verurteilten durch 
das Kollektiv kann sich jetzt auch in der Richtung 
geltend machen, daß ein Angeklagter bedingt-verurteilt 
werden kann — also nicht der Freiheitsentziehung 
unterworfen wird — und ihm zugleich auferlegt werden 
kann, eine bestimmte Frist lang das Kollektiv nicht zu 
verlassen.
Alle diese Maßnahmen bauen auf der Festigkeit un­
serer sozialistischen Gesellschaftsordnung auf. Zu ihrem 
Schutz gegen die verbrecherischen Anschläge der
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